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Eidgenössische Abstimmungen  Resultate Kantone

Initiative «Mehr bezahlbare 
Wohnungen»

Ausweitung 
Anti-Rassismus-Strafnorm

Stimm- 
beteiligung

Ja Nein Ja Nein %

Zürich 196 903 226 515 268 221 154 024 45,1
Bern 127 075 177 369 181 309 123 487 41,7
Luzern 42 364 70 369 67 088 45 456 40,8
Uri 2626 5907 4180 4367 32,3
Schwyz 12 756 33 396 22 273 23 801 43,8
Obwalden 3238 8602 5990 5801 45,3
Nidwalden 3552 9288 6588 6264 41,6
Glarus 2814 5871 4472 4239 33,1
Zug 12 176 23 254 20 771 14 585 45,7
Freiburg 35 583 40 237 51 977 23 986 37,3
Solothurn 23 671 43 493 39 327 27 628 37,4
Basel-Stadt 32 271 21 330 38 547 15 066 47,9
Baselland 31 306 44 310 45 823 29 921 40,9
Schaffhausen 14 324 16 994 17 143 13 913 63,9
Appenzell AR 5105 10 597 8048 7680 40,6
Appenzell AI 960 3045 1839 2170 34,3
St. Gallen 45 805 79 792 69 346 56 244 39,0
Graubünden 15 954 33 150 28 734 20 268 35,8
Aargau 57 062 107 462 92 861 71 927 38,6
Thurgau 20 157 42 540 32 326 30 421 36,8
Tessin 37 739 46 918 55 998 27 860 38,9
Waadt 104 423 91 707 156 848 38 747 43,9
Wallis 30 827 62 937 58 987 35 056 42,5
Neuenburg 24 754 19 331 32 674 11 638 40,0
Genf 68 434 45 430 86 121 26 731 43,1
Jura 11 731 10 304 16 382 5817 42,1

Total 963 610 1 280 148 1 413 609 827 361 41,7
Total % 42,9 57,1 63,1 36,9

Befürw. Stände 41/2 201/2

Verwerf. Stände 181/2 21/2

Kommentar

Das Ja ist ein 
Schritt in die  
richtige Richtung
 Es ist ein ermutigendes und deutli-
ches Signal für die Schwulen, Lesben 
und Bisexuellen in diesem Land, 
selbst wenn das Resultat zu erwarten 
war: Über 63 Prozent des Stimmvol-
kes möchte nicht, dass Menschen mit 
einer anderen Lebensform diskrimi-
niert, herabgewürdigt oder schlech-

ter gestellt werden als die Mehrheit. 
Nur drei Kantone waren knapp da-
gegen: Appenzell-Innerroden, Schwyz 
und Uri. Dennoch haben sich in eher 
ländlichen Gebieten, in denen reli-
giöse Kreise und die Junge SVP beson-
ders aktiv dagegen kämpften, eine 
Mehrheit für den strafrechtlichen 
Schutz der Homosexuellen ausge-
sprochen. 
Dass die freie Rede, der freie Glaube 
oder das freie Gewerbe mit der Erwei-
terung der Anti-Rassismus-Straf-
norm leiden könnte, wie die Gegner 
zum Beispiel argumentierten, hat 
nicht überzeugt und ist nicht zuletzt 
auf die Erfahrungen der letzten 25 
Jahre zurückzuführen. Die Einfüh-
rung der Anti-Rassismus-Strafnorm 
hat gezeigt, dass sie die Freiheiten in 
den einzelnen Bereichen nicht einge-
schränkt hat. Andererseits gibt es 
auch diese Realität: dass die Straf-
norm mit rund 25 Urteilen pro Jahr 
zu wenig zielführend ist, um negative 
Einstellungen gegenüber Homo- und 
Bisexuellen abzubauen. Änderungen 
der Haltung müssen im Kopf begin-
nen. Ausserdem ist die Anti-Rassis-
mus-Strafnorm nicht konsequent, 
weil sie andere Minderheiten oder 
Gruppen im Generellen ausschliesst: 
Behinderte zum Beispiel, Männer 
oder Frauen, Dicke und Dünne. Des-
wegen kritisieren Strafrechtsexper-
ten schon länger, dass die Strafrechts-
bestimmung selektiv und in sich dis-
kriminierend ist. 
Trotzdem wäre es nicht nachvollzieh-
bar gewesen, dass Aufrufe zu Hass 
gegen rassische, ethnische oder reli-
giöse Gruppen strafbar sind, dieselbe 
Bestimmung nicht aber für Menschen 
aufgrund ihrer sexuellen Orientie-
rung gelten sollte. Denn, und das hat 
der Abstimmungskampf gezeigt: Bis 
Homo- und Bisexuelle in unserer Ge-
sellschaft ganz akzeptiert sind, ist es 
noch ein weiter Weg.

«Bis Homosexuelle in 
unserer Gesellschaft ganz 
akzeptiert sind, ist es noch 
ein weiter Weg.» 

Andrea Tedeschi
Inlandredaktorin 
 
 
andrea.tedeschi@shn.ch

War das nur der Anfang?
Nach dem Nein zur Wohnungsinitiative stellt sich die Frage, wie es nun weitergeht. Der Mieterschutz steht 
unter Druck.

Sven Altermatt

BERN. Eine klare Sache ist das: Volk und Stände 
lehnen die Wohnbauinitiative mit 57,1 Prozent 
Nein-Stimmen ab. Nur vier Westschweizer 
Kantone und Basel-Stadt finden, dass der ge-
meinnützige Wohnungsbau stärker gefördert 
werden muss. Unter anderem sollten mit der 
Initiative gesamtschweizerisch mindestens 
zehn Prozent der neugebauten Wohnungen im 
Eigentum gemeinnütziger Träger sein. Doch 
davon will das Stimmvolk ebenso wenig wissen 
wie von einem Vorverkaufsrecht für Kantone 
und Gemeinden.

Den Zuspruch in den grossen Städten werten 
die Initianten immerhin als Achtungserfolg. 
«Die Städter haben damit klar zum Ausdruck 
gebracht, dass das Problem teurer Wohnungen 
gross ist», sagt Natalie Imboden, Generalsekre-
tärin des Mieterverbandes. Diese Einschät-
zung relativieren die Gegner der Initiative. Aus 
der Sicht von Hans Egloff, dem Präsidenten des 
Hauseigentümerverbandes, kann man gerade 
in den Grossstädten beobachten, wie der ge-
meinnützige Wohnungsbau nach Kräften ge-
fördert wird: «Mit massgeschneiderten Lösun-
gen vor Ort.» Die meisten der grossen Städte 
 erfüllten die 10-Prozent-Quote bereits, unter-
streicht Egloff. «Das zeigt, wie untauglich die 
Initiative gewesen wäre.»

Einfacher zu höheren Mieten 
Die Initiativgegner geben sich nach der ge-

wonnenen Abstimmung betont zurückhal-
tend. «Es wäre ein Fehler, jetzt übermütig zu 
werden», sagt Egloff. Doch die politische 
Agenda spielt den Immobilienverbänden in die 
Hände. Im Parlament sind mehrere Vorstösse 
hängig, mit denen sie das Mietrecht aufwei-
chen wollen. Ihr Ziel: Vermieter sollen etwa 
mehr Rendite erzielen und einfacher höhere 
Mieten durchsetzen können. Von einem «mass-
losen Angriff» spricht Imboden vom Mieterver-
band. «Der schlechte Schutz der Mieter soll wei-
ter ausgehöhlt werden», sagt sie.

Den Argwohn der Mieterlobby erregt beson-
ders eine parlamentarische Initiative von FDP-
Nationalrat Olivier Feller, der übersetzte Mie-
ten neu definieren will. Heute gilt eine Miete 
laut einem Bundesgerichtsentscheid von 1986 
dann als zu hoch, wenn der Vermieter eine 
Rendite erzielt, die mehr als einen halben Pro-
zentpunkt über dem Referenzzinssatz liegt. 
Diesen Wert will Feller von 0,5 auf 2 Prozent-
punkte erhöhen. Er spricht von einer «zeitge-
mässen Berechnung». Zudem müsse endlich 
der Gesetzgeber formell die Berechnungsme-
thode der zulässigen Rendite festlegen.

«Es geht nur um Profitgier», findet dagegen 
Imboden. Das Prinzip der Kostenmiete würde 
so faktisch aufgelöst. Obwohl sich die zustän-
dige Ständeratskommission dagegengestellt 
hatte, hielt der Nationalrat an Fellers Initiative 
fest. Sollte diese im Parlament durchkommen, 
droht der Mieterverband bereits mit dem Refe-
rendum. Festgehalten hat der Nationalrat 
noch in alter Zusammensetzung auch an zwei 
weiteren Initiativen aus freisinniger Feder. Na-
tionalrat Philippe Nantermod will die An-
fechtbarkeit von missbräuchlichem Anfangs-
mietzins und übersetztem Mietertrag auf 
Märkte mit Wohnungsmangel einschränken. 
Herrsche ein Wohnungsüberschuss, seien es 
schliesslich nicht unbedingt die Mieter, die ge-
schützt werden müssten, ist er überzeugt. 
Falsch, hält der Mieterverband dagegen: Auch 
ohne Mangel sei es für Mieter oft nicht mög-
lich, hohen Zinsen auszuweichen.

Genossenschaften im Visier 
Daneben stammt aus dem Umfeld der Im-

mobilienverbände eine ganze Reihe weiterer 
Vorstösse, die auf den Mieterschutz zielt. Be-
reits angenommen haben die beiden Räte eine 

Initiative von Hauseigentümer-Präsident Eg-
loff. Der frühere SVP-Nationalrat verlangte, 
dass Mietzinse nur dann als missbräuchlich 
angefochten werden können, wenn sich der 
Mieter wegen einer Notlage zum Vertrags-
schluss gezwungen sah. 

Trotz selbst auferlegter Zurückhaltung: 
Nach dem Nein zur Wohninitiative sieht die 
Vermieterlobby auch bei den Genossenschaf-
ten noch Handlungsbedarf. «In vielen gemein-
nützigen Wohnungen leben Leute, die es gar 
nicht nötig hätten», sagt Hans Egloff. Jeder 
vierte Bewohner gehöre zu den reichsten 40 
Prozent im Land. «Die Belegungsvorschriften 
sind ungenügend, erst recht, weil diese Wohn-
form mit Steuergeldern begünstigt wird.» Zu-
dem bringt Egloff erneut Wohnbeihilfen ins 
Spiel – über die sogenannte Subjekthilfe sollen 
Bedürftige direkt unterstützt werden. Dies sei 
zielführender als die Objekthilfe, mit der das 
Geld per Giesskanne in den Bau preiswerter 
Wohnungen fliesst. Der Mieterverband sieht 
einen solchen Systemwechsel kritisch: Damit 
subventioniere die öffentliche Hand bloss zu 
teure Mietpreise privater Immobilienbesitzer. 
Mietpreise würden angeheizt statt gedämpft.

Volk und Stände haben die Initiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» abgelehnt. Im Parlament laufen bereits einige 
Vorstösse, die den Mieterschutz aufweichen könnten. Im Bild: Die Siedlung Kanzlei in Zürich. BILD KEY

Kommentar

Die massvolle  
Lösung kam durch 
Das Resultat ist deutlich ausgefallen: 
57,1 Prozent der Stimmbevölkerung 
lehnen die Initiative «Mehr bezahlbare 
Wohnungen» ab. Die SP und die Grü-
nen konnten derweil einige Bürger- 
liche für das Volksbegehren des Miete-
rinnen- und Mieterverbandes gewin-
nen. Das Ergebnis lässt sich daher nur 
teilweise mit der Parteizugehörigkeit 
erklären. Der tiefere Graben verläuft 
zwischen Stadt und Land. Die Stimm-
bürgerschaft der Stadt Zürich etwa 
hat sich mit rund 63 Prozent für die 
Vorlage ausgesprochen. Zugestimmt 
haben auch Basel, Bern und Genf. In 

der Stadt Schaffhausen legten 54 Pro-
zent der Stimmenden ein Ja in die 
Urne. In Schleitheim, Beggingen und 
Merishausen verwarfen hingegen über 
70 Prozent der Leute die Vorlage.  
Die Kluft zwischen Stadt und Land ist 
erklärbar: In den Zentren belasten die 
Mieten die Haushaltsbudgets, auf dem 
Land stehen die Wohnungen leer. Inso-
fern bleibt das Anliegen, auch in den 
Grossstädten günstigen Wohnraum zu 
schaffen und zu erhalten, aktuell. Dem 
trägt der Bundesrat Rechnung, indem 
er nun den Fonds de Roulement um 
250 Millionen Franken aufstocken 
wird. Die Mehrheit von Volk und Stän-
den konnte sich hingegen mit der 
10-Prozent-Quote, den Vorkaufsrech-
ten und den Regeln zur Subventionie-
rung von energetischen und Luxussa-
nierungen nicht anfreunden. Damit 
hat sich der Verfassungsgeber hinter 
den Föderalismus gestellt; er setzt auf 
das nur in den Gemeinden vorhandene 
Wissen um den lokalen Wohnungs-
markt. Das ist richtig, weil hohe Mie-
ten und Wohnungsnot nur mancher-
orts, aber keineswegs schweizweit, ein 
Problem sind. Zudem spricht sich der 
Souverän für eine schlanke Verwal-
tung sowie für ein massvolles finanziel-
les Engagement des Staates im Immo-
biliensektor aus – eine verhältnismäs-
sige und begrüssenswerte Lösung.

«Der Verfassungsgeber hat 
sich hinter den Föderalis-
mus gestellt.» 

Reto Zanettin
Inlandredaktor 
 
 
reto.zanettin@shn.ch

Anna Miller

BERN. Hätte die Stimmbevölkerung heute 
Nein gesagt, wäre er wohl ein paar Tage unter-
getaucht, sagt Florian Vock, vielleicht hätte er 
sogar psychologische Hilfe in Anspruch ge-
nommen. Er, Präsident des nationalen Komi-
tees «Ja zum Schutz vor Hass», hat seit Mona-
ten die Schweiz mobilisiert, gegen Hass anzu-
kämpfen, der seiner Community täglich 
entgegen schlägt. Und so geht ihm die Abstim-
mung «nicht nur politisch nahe, sondern auch 
persönlich». Vock ist 29 Jahre alt, seit über 
einem Jahrzehnt in der Politik. Er ist wie viele 
hier auf der Grossen Schanze in Bern über-
durchschnittlich nervös. Weil die Resultate 
ihn persönlich betreffen. Um 12.09 Uhr mit-
tags, als die ersten Hochrechnungen verkün-
det werden, ist er sehr erleichtert. Und sagt: 
«Das ist nun ein Richtungsentscheid. Ein fan-
tastisches Resultat.»

Vielen, die kurz nach 12 den ersten Hochrech-
nungen entgegen bangten, mit Regenbogenfah-
nen und Handys bewaffnet, geht es um die 
grosse Symbolik. Um die Frage, ob die Schwei-
zer Bevölkerung Minderheiten schützt. Ob für 
die Homo- und Bisexuellen in diesem Land im-
mer stärker gelten kann: Gleiche Rechte für alle, 
egal, wen du liebst und begehrst. «Heute tritt 
die gesellschaftspolitische Haltung einer gan-
zen Nation zutage», sagt Vock; man lebe in einer 
offeneren und für alle besseren Gesellschaft, 
wenn eine Gesellschaft Minderheiten klar und 
offen schützt. Vorne auf dem Platz vor dem Res-
taurant scheint die Sonne auf den Asphalt, und 
einer sagt zum anderen: Heute haben sich die 
Grenzen des Sagbaren verschoben. «Wenn das 
Gesetz etwas nicht mehr erlaubt, ist das auch 
präventiv ein Signal - dann wird es auch nicht 
mehr so schnell einfach so passieren. Nicht nur, 
weil es juristisch belangt wird, sondern eben 
auch, weil die Schweizer Bevölkerung klar sagt: 
So wollen wir nicht miteinander umgehen», 
sagt Vock.

Mit klarer Mehrheit sagten 63,1 Prozent der 
Stimmbürgerinnen und Stimmbürger Ja zur 
Erweiterung der Antirassismus-Strafnorm. 
Wer als Individuum wegen seiner sexuellen 
Orientierung verbal oder physisch angegriffen 
wird, kann sich schon heute strafrechtlich 
wehren. Der Aufruf zu Hass gegen «Die Homo-
sexuellen» aber war bisher zulässig – die Er-
weiterung der Strafnorm hatte zum Ziel, diese 
Lücke zu schliessen. Strafbar sind – wie bei 
Rassismus - weiterhin nur öffentliche Äusse-
rungen oder Handlungen. Stammtischgesprä-
che und Witze blieben erlaubt. Gegen die vom 
Parlament beschlossene Änderung des Straf-
gesetzbuchs hatten Vertreterinnen und Ver-
treter der Eidgenössisch-Demokratischen 
Union sowie der Jungen SVP das Referendum 
ergriffen.  Im Vorfeld hatte die Vorlage nicht 
gross zu Reden gegeben - sie war im Zuge der 
Gesamterneuerungswahlen im Oktober, der 
Bundesratswahlen und den Weihnachtsferien 
ein bisschen untergegangen. Es gab im Vorfeld 
kaum Zweifel daran, dass das Vorhaben an der 

Urne Erfolg haben wird. Die Stimmbeteiligung 
am Sonntag war denn auch bei lauen 41 Pro-
zent. Die neue Regelung soll gemäss Bundesrat 
voraussichtlich per 1. Juli in Kraft treten.

Heiraten, und dann die Samenspende
So erfreut wie Vock sind an diesem Tag auf 

der grossen Schanze aber nicht alle. Der Ap-
plaus bei den ersten Hochrechnungen, die Eu-
phorie, die strahlenden Gesichter, die lauten 
Jubelschreie halten sich in Grenzen, man 
schwenkt die Fahnen eher für die Kamera als 
ausgiebig für sich selbst. Vielleicht mag es da-
ran liegen, dass die Einschätzungen im Vor-
feld des Abstimmungssonntags bereits klar in 
Richtung Ja zeigten. Oder daran, dass einige 
eher die 40 Prozent Nein sehen als die 60 Pro-
zent Ja. «Für mich heisst das: Fast die Hälfte 
will uns nicht schützen», sagt eine junge Frau 
nicht ohne Zorn in der Stimme, «eigentlich 
sollten es 100 Prozent sein. Ich finde das krass 
und enttäuschend». 

Für Viele war der Entscheid vor allem ein 
Gradmesser für die nächsten Schritte. Tamara 
Funiciello, SP, die einzige Parlamentarierin, 
die sich als bisexuell geoutet hat, eröffnete mit 
einer emotionalen Rede den politischen 
Kampf um die «Ehe für alle». Sie sagt: «Den 
Schwung von heute gilt es nun, ins Parlament 

zu tragen.» Denn: «Der Bundesrat will einfach 
auch noch ein wenig das Regenbogenfähnli 
schwingen», doch die konkreten Vorschläge 
seien unzureichend.

Gemäss Bundesrat soll zunächst der Grund-
satz geregelt werden, dass auch gleichge-
schlechtliche Paare heiraten können. Weitere 
Fragen – insbesondere der Zugang zur Fort-
pflanzungsmedizin – sollen vertieft geprüft 
und zu einem späteren Zeitpunkt gesondert 
diskutiert werden. Bundesrätin Karin Keller- 
Suter sagte im Anschluss an die Pressekonfe-
renz am Sonntag, diese Punkte seien im Mo-
ment nicht mehrheitsfähig. «Und es gibt Ver-
tiefungsbedarf – einige rechtliche Fragen sind 
noch zu klären.»

Anna Rosenwasser, Präsidentin der Lesben-
organisation Schweiz, sagt: «Wir wollen keine 
Partnerschaft Plus, sondern eine Ehe, die uns 
die gleichen Rechte und Pflichten gibt wie je-
dem anderen heterosexuellen Paar. Zum Punkt 
Samenspende für lesbische Paare sagt sie, die 
Gegner würden mit einer falschen Idee der Na-
türlichkeit argumentieren. «Dabei bekommen 
auch heterosexuelle Paare heutzutage nicht auf 
dem natürlichen Weg ein Kind.» Rosenwasser 
steht jetzt mit Prosecco-Glas unter einem gol-
denen Konfetti-Regen, der aus der Kanone 
schiesst, «ein guter Tag, und noch viel zu tun».

Ja zum Schutz vor Hass –  
jetzt kommt der Kampf um die Ehe
Befürworter feierten in Bern den Abstimmungserfolg. Sie sehen ihn als positives Zeichen in Richtung  
Gleichstellung bei Kind und Familie.

Beim Pro-Komitee ist die Freude nach dem deutlichen Abstimmungssieg gross.  BILD KEY

«In vielen ge-
meinnützigen 
Wohnungen  
leben Leute, 
die es gar nicht 
nötig hätten.»
Hans Egloff 
Präsident des Hauseigen-
tümerverbandes

«Nur Gleichberechtigung hilft»
Michael Frauchiger ist homosexuell. 
Doch der Zürcher SVP-Politiker kämpfte 
als Co-Präsident des LGBTI-Komitees 
«Sonderrechte NEIN!» gegen die Aus-
weitung der Antirassismusstrafnorm.

63 Prozent der Stimmbevölkerung wol-
len einen stärkeren Schutz für Homose-
xuelle. Wie werten Sie die Niederlage?
Michael Frauchiger: Das ist keine Nieder-
lage, sondern eine verpasste Chance. 
Wir wollten ein Zeichen setzen, dass 
sich ein Gesinnungswandel nicht per 
Gesetz verordnen lässt. Die Stimmbe-
völkerung sah das anders. 

Die Stimmbürger wollten ein Zeichen 
setzen gegen Hass! 
Frauchiger: Ja, das ist ein Zeichen. 

Aber mit der Erweiterung der Antiras-
sismusstrafnorm werden Hass und 
Hetze gegen homo- und bisexuelle 
Menschen nicht verschwinden. Das 
Strafrecht bietet heute schon genügend 
Möglichkeiten, um gegen homophobe 
Attacken vorzugehen. 

Was hilft gegen Homophobie?
Frauchiger: Akzeptanz erreichen wir nur 
mit Gleichberechtigung und Normali-
tät. Wir brauchen die Ehe für alle inklu-
sive dem Adoptionsrecht. 

Sie kämpften Seite an Seite mit erzkon-
servativen Gruppierungen, welche die 
Öffnung der Ehe ablehnen. 
Frauchiger: Wir haben extra ein eigenes 
Sonderrechtekomitee gegründet. Wir 

hatten zwar das gleiche Ziel wie das an-
dere Komitee, doch unser Argumenta-
rium war ein anderes. Unser Engage-
ment hat sich gelohnt. Man versuchte, 
uns mundtot zu machen, doch wir ha-
ben eine anständige Diskussion geführt. 

Werten Sie das Resultat auch als Signal 
für die Ehe für alle? 
Frauchiger: Nein. Ich wünschte mir zwar, 
dass die Abstimmung über die Ehe für 
alle gleich rauskommt, und ich glaube 
auch, dass sie mehrheitsfähig ist. Aber 
es besteht keinerlei Verbindung zwi-
schen der Ausweitung des Antirassis-
musgesetzes und der Öffnung der Ehe. 

Was sind Ihre Erwartungen an die An-
wendungen des Diskriminierungsver-

botes?
Frauchiger: Ich erwarte, dass der Artikel 
nur im Extremfall angewendet und 
nicht ausgenutzt wird. Ich befürchte 
etwa, dass bei der Diskussion um die 
«Ehe für alle» Gegner angezeigt werden 
könnten. Doch solche politische Diskus-
sionen dürfen nicht durch das Strafge-
setzbuch beeinträchtigt werden.

Bei der Ehe für alle ist umstritten, ob 
lesbische Paare Zugang zur Samen-
spende erhalten sollen. 
Frauchiger: Ich befürworte die Samen-
spende. Denn homosexuelle Paare sol-
len die gleichen Rechte haben wie hete-
rosexuelle Paare.

Interview: Doris Kleck

Nachgefragt

«Das ist keine  
Niederlage, sondern 
eine verpasste 
Chance.»
Michael Frauchiger 
Zürcher SVP-Politiker

«Das ist nun 
ein Richtungs-
entscheid. Ein 
fantastisches 
Resultat.»
Florian Vock 
Präsident Pro-Komitee

Die Wohnungsinitiative hatte nur in wenigen Kantonen der Westschweiz eine Chance. Der Fraktionsratspräsident der Grünen 
und Initiant Balthasar Glättli räumt nach der Niederlage ein, den Initianten sei es zu wenig gelungen, aufzuzeigen, dass die vor-
geschlagenen Mittel sehr föderalistisch hätten wirken können. Laut Kurt Fluri, Präsident des Schweizerischen Städteverbands, 
wird die Wohnbaupolitik nach dem Nein des Stimmvolks zur Wohnbauinitiative nun auf jene Ebene verlagert, wo sie hingehört: 
zu den Kantonen und Gemeinden. QUELLE ADMIN.CH / GRAFIK ISI

Initiative «Mehr bezahlbare Wohnungen» 
Nein-Anteile in Prozent
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